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A. Problem 

Mit dem Richtlinienentwurf beabsichtigt die Kommission die ab- 
schheßende Einbeziehung der noch ausstehenden Bereiche in die 
Gleichbehandlung. Dabei handelt es sich um gesetzhche und be- 
triebhche Leistungen für Hinterbhebene sowie bestimmte Fami- 
henleistungen. 


B. Lösung 

Nach Kenntnisnahme des Dokuments Aufforderung an die Bun- 
desregierung, bei den weiteren Beratungen im Rat die in der Be- 
schlußempfehlung enthaltenen Vorschläge zu beachten. 

Mehrheitsbeschluß 

Der Ausschuß hat mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und FDP bei Stimmenthaltung der Mitgheder 
der Fraktion DIE GRÜNEN der Beschlußempfehlung zuge- 
stimmt. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert nach Kenntnisnahme des anlie- 
genden Dokuments die Bundesregierung auf, sich bei den weite- 
ren Verhandlungen dafür einzusetzen, daß in der Richtlinie gene- 
rell solche Bestimmungen von deren Geltungsbereich ausgenom- 
men werden, die dem Ausgleich der Folgen tatsächlich bestehen- 
der Ungleichheiten für Männer und Frauen im Erwerbsleben die- 
nen. 


Bonn, den 14. Juni 1989 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Müller (Wesseling) Fuchtel 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur ergänzenden Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen bei den gesetzlichen und betrieblichen Systemen 
der sozialen Sicherheit 


Begründung 


1. Einleitung 

Die Richtlinie 79/7/EWG vom 19. Dezember 1978 1) 
soll den Grundsatz der Gleichbehandlung von Män- 
nern und Frauen auf dem Gebiet der sozialen Sicher- 
heit schrittweise verwirklichen. Insofern schrittweise, 
als die Richtlinie nur eine erste Phase der Verwirkli- 
chung dieses Grundsatzes ist. Obwohl der Anwen- 
dungsbereich der Richtlinie auf die gesetzlichen Sy- 
steme der sozialen Sicherheit beschränkt ist (und so- 
mit die betrieblichen Systeme außer acht läßt), sind 
noch zahlreiche Ausnahmen vorgesehen. So werden 
in Artikel 3 Abs. 2 Leistungen für Hinterbliebene und 
Familienleistungen ausdrücklich von ihrem Anwen- 
dungsbereich ausgeschlossen und können die Mit- 
gliedstaaten nach Artikel 7 ganz bestimmte Formen 
ungleicher Behandlung — die bekannteste ist das un- 
terschiedliche Rentenalter — von ihrem Anwen- 
dungsbereich ausschließen. 

Ein zweiter Schritt ist die Richtlinie 86/378/EWG vom 
24. Juli 19802) über die Gleichbehandlüng bei den 
betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit, die 
einige Formen ungleicher Behandlung, die teilweise 
den in der Richtlinie 79/7/EWG genannten Ausnah- 
men entsprechen und nur solange wie diese fortbeste- 
hen dürfen, vorübergehend weiterbestehen läßt. 

Nach dem Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur 
Chancengleichheit der Frauen für den Zeitraum 1986 
bis 19903), dessen Kernpunkte der Rat in seinen Ent- 
schließungen vom 24. Jxili 1986^) und vom 22. Dezem- 
ber 19865) übernommen hat, soll dieser Vorschlag für 
eine Richtlinie in einer dritten und letzten Phase alle in 
den beiden vorhergehenden Richtlinien offengeblie- 
benen Fragen lösen und somit die völlige Gleichbe- 
handlung im Bereich der sozialen Sicherheit herstel- 
len. 


1) ABI. Nr. L 6 vom 10. Januar 1979, S. 24. 

2) ABI. Nr. L 225 vom 12. August 1986, S. 40, berichtigt durch 
ABI. Nr. L 51 vom 20. Februar 1987, S. 56. 

3) Beilage zum Bulletin der EG 3/86, S. 2. 

4) ABI. Nr. C 203 vom 12. August 1986, S. 2. 

5) ABI. Nr. C 340 vom 31. Dezember 1986, S. 4. 


Der sachliche Geltungsbereich des neuen Vorschlags 
erstreckt sich also auf Leistungen, die von den frühe- 
ren Richtlinien ausgeschlossen waren, und auf nach 
diesen Richtlinien vorübergehend zulässige Ausnah- 
men. 

Der persönliche Anwendungsbereich geht wegen der 
Art der Leistungen, die von dieser Richtlinie zu regeln 
sind (Familienleistungen, Leistungen für Hinterblie- 
bene), über den der beiden vorhergehenden Richtli- 
nien hinaus und txmfaßt auch Familienangehörige, 
Hinterbliebene und sonstige unterhaltsberechtigte 
Personen. 

Daraus ergibt sich, daß der Grundsatz der Gleichbe- 
handlung von Männern und Frauen gemäß Artikel 4 
der Richtlinie 79/7/EWG und Artikel 5 Abs. 1 der 
Richtlinie 86/378/EWG künftig auch für diese Bestim- 
mungen gilt. Da es auf diesen Gebieten besondere 
Schwierigkeiten gab, schien es notwendig, die zur 
Beseitigung der bestehenden Diskriminierungen not- 
wendigen Regelungen genauer als in der Richtlinie 
79/7/EWG zu formulieren. 

Mit diesen Regelungen, die nachstehend eingehend 
erläutert werden, wird ein dreifaches Ziel verfolgt: 

1. den Grundsatz der Gleichbehandlung überarbei- 
ten und zugleich die Entscheidungen der Mitglied- 
staaten über die von ihnen gewählten Mittel und 
Wege respektieren, wenn unterschiedliche Lösun- 
gen gerechtfertigt sind; 

2. auf egalitäre Lösungen, die für die Begünstigten 
nachteilig wären, verzichten und die nötigen Über- 
gangszeiten einführen, damit die zu ergreifenden 
Maßnahmen die Begünstigten weder unmittelbar 
noch mittelbar benachteiligen; 

3. die Individualisierung der Ansprüche als Alterna- 
tive zur Ausweitung der abgeleiteten Ansprüche 
fördern, da sie den Schutz nicht von einem Rechts- 
verhältnis zwischen den Ehegatten abhängig 
macht, ihn somit auch nicht den Zufälligkeiten ei- 
nes solchen Verhältnisses aussetzt und daher be- 
friedigender ist. 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 23, November 1987 — 121 — 680 70 — E 
- So 125/87. 
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Diskriminierungen, ausgenommen einige vorüberge- 
hende Ansprüche, die durch die Wahrung erworbener 
Rechte begründet sind, sollen innerhalb eines Zeit- 
raums von drei Jahren beseitigt werden. 

Mit dieser Richtlinie wird das Programm zur Gleich- 
behandlimg zwischen Männern imd Frauen im Be- 
reich der sozialen Sicherheit abgeschlossen. Dieses 
Programm, das durch die Richtlinie 76/207/EWG über 
die Gleichbehandlimg von Männern und Frauen hin- 
sichtlich des Zugangs zur Beschäftigimg, zur Berufs- 
bildung imd zum beruflichen Aufstieg sowie für die 
Arbeitsbedingungen angekündigt worden war, er- 
gänzt eine Reihe von rechtlichen Maßnahmen, die 
einen allgemeinen Grundsatz des Gemeinschafts- 
rechts imeingeschränkt verwirklichen und sich über 
Artikel 119 des EWG-Vertrags hinaus auf das ge- 
samte Gebiet des Sozialrechts erstrecken. 


11. Erläuterung der Artikel 

In diesem Artikel wird das Ziel der Richtlinie, die 
Ergänzung der vorhergehenden Richtlinien bis zur 
vollständigen Gleichbehandlung im Bereich der so- 
zialen Sicherung, festgelegt. Dieses Ziel setzt nicht 
unbedingt die Individuahsierung der Ansprüche vor- 
aus. Dennoch ist die Anerkennung eigener Ansprüche 
jedes Ehepartners insbesondere langfristig eine vor- 
teilhafte Lösung, da der dadurch gewährte Schutz 
nicht mehr von den Zufälligkeiten (insbesondere der 
Auflösung) der Ehe beeinträchtigt wird. Deshalb gilt 
die Individualisierung der Ansprüche als eines der 
Mittel, mit denen die Gleichbehandlung verwirk- 
hcht werden kann (siehe insbesondere Artikel 4 
und 11). 


Artikel 2 

Wie in den vorhergehenden Richtlinien über die 
Gleichbehandlung erstreckt sich der persönliche Gel- 
tungsbereich dieser Richtlinie auf Personengruppen, 
die (auch potentiell) zur Erwerbsbevölkerung gehö- 
ren, d. h. sowohl abhängig Beschäftigte und Selbstän- 
dige als auch Kranke, Rentner, Arbeitslose, Invaliden 
usw. Wegen der Art der Leistungen, die unter diese 
Richtlinie fallen sollen (Familienleistungen, Leistun- 
gen für Hinterbliebene . . .), muß ihr persönlicher An- 
wendungsbereich auf Familienangehörige, Hinter- 
bliebene und sonstige unterhaltsberechtigte Personen 
ausgedehnt werden. 


Artikel 3 

In diesem Artikel wird der sachhche Geltungsbereich 
der Richtlinie festgelegt. Er erstreckt sich auf alle Ge- 
biete, die nicht in den vorhergehenden Richtlinien 
über die Gleichbehandlung im Bereich der sozialen 
Sicherheit berücksichtigt werden. Diese Gebiete wer- 
den in den folgenden Artikeln dargelegt. 


1. Leistungen für Hinterbliebene 

Mit den Bestimmungen von Artikel 4 bis 6 soll insbe- 
sondere der Grundsatz der Gleichbehandlung bei Lei- 
stungen für Hinterbliebene sowohl in den gesetzh- 
chen als auch in den betriebhchen Systemen voll ver- 
wirklicht werden. 


Artikel 4 

Artikel 4 betrifft überlebende Ehegatten, Es werden 
zwei Lösungen vorgeschlagen, um die Gleichbehand- 
lung in den gesetzhchen bzw. betriebhchen Systemen 
zu gewährleisten: 

a) Jedem Ehegatten wird der gleiche Anspruch auf 
eine Rente (oder eine andere Leistung) beim Tod 
des anderen Ehepartners eingeräumt. Dies bedeu- 
tet, daß die oft nur der Witwe vorbehaltene Hinter- 
bhebenenrente auf den Witwer ausgedehnt wird. 
Diese Lösung setzt voraus, daß die Voraussetzun- 
gen für die Gewährung dieser Renten oder Lei- 
stungen und die Mögüchkeit eines Zusammentref- 
fens mit einem Arbeitsentgelt oder anderen Sozial- 
leistungen im Sinne der Gleichbehandlung über- 
prüft werden. 

b) Eine Regelung mit abgeleiteten Ansprüchen (z. B, 
die Hinterbhebenenrente) wird durch eine Rege- 
lung mit eigenen Ansprüchen ersetzt, die den Be- 
treffenden einen angemessenen Schutz gemäß Ar- 
tikel 11 gewährt. 

Zu diesem Artikel sei daran erinnert, daß nach dem 
Gerichtshof die Gleichbehandlung der Hinterbhebe- 
nen ein entscheidender Grundsatz des Gemein- 
schaftsrechts ist (Urteil vom 20. März 1984 in den 
Rechtssachen 75/82 und 117/82 — Razzouk und 
Beydoun). Demnach muß dieser Grundsatz in dem für 
die Mitgliedstaaten geltenden positiven Recht und im 
innerstaathchen Recht voll zum Ausdruck kommen. 


Artikel 5 

In diesem Artikel über die Waisen wird dargelegt, daß 
bei den für sie bestimmten Leistungen die Gleichbe- 
handlung verwirklicht werden muß, wobei gleichzei- 
tig Diskriminierungen zwischen vaterlosen und mut- 
terlosen Halbwaisen sowie zwischen männlichen und 
weibhchen Waisen zu beseitigen sind. 


Artikel 6 

Dieser Artikel betrifft Leistungen, die in bestimmten 
Rechtsvorschriften für andere Hinterbliebene als den 
Ehegatten oder die Kinder vorgesehen sind. Auch 
diese Leistungen sind ohne Diskriminierung aufgrund 
des Geschlechts zu gewähren. 
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II. Familienleistungen 

Artikel 7 Abs, 1 betrifft 

— ■ Familienleistungen für die Pflege der Kinder. Der 
Grundsatz, daß aufgrund des Geschlechts keine 
Diskriminierung stattfinden darf, gilt sowohl für 
die Eltern als auch für die Kinder, für die diese 
Leistungen erbracht werden, sofern natürlich die 
gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Dies ist 
der Inhalt von Absatz 1 Buchstabe a dieses Arti- 
kels; 

— Leistungen für die Eltern selbst (Beihilfe zur Er- 
gänzung des Arbeitsentgelts, für Elternurlaub, für 
Einelternfamilien oder für verlassene Ehepartner 
usw.) (Absatz 1 Buchstabe b). 

Absatz 2 regelt im gleichen Sinne die Lage von Ehe- 
paaren, die das Sorgerecht für Kinder haben, deren 
Eltern sie rechtlich nicht sind. 

In Absatz 3 wird festgelegt, an welchen Elternteil die 
Leistungen gezahlt werden. Wenn die, Eltern Zusam- 
menleben, gibt es keinen entscheidenden Grund, ei- 
nem der Elternteile den Vorzug zu geben. Deshalb 
wird in der Richtlinie den Eltern die Entscheidung 
überlassen. Nur wenn sie keine Entscheidung getrof- 
fen haben, werden die Leistungen in der Annahme, 
daß dies im Interesse des Kindes liegt, an die Mutter 
gezahlt. Falls die Eltern geschieden sind oder getrennt 
leben, liegt es dagegen im Interesse des Kindes, daß 
die Leistungen an den Elternteil gezahlt werden, der 
es tatsächlich erzieht, wenn der andere Elternteil sich 
dem nicht widersetzt. 


Artikel 8 

Dieser Artikel betrifft Leistungen für unterhaltsbe- 
rechtigte Erwachsene. Diese Leistungen sind ohne 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu gewäh- 
ren. Mit dem Begriff „unterhaltsberechtigter Erwach- 
sener"' soll an das Verbot erinnert werden, weder un- 
mittelbar noch mittelbar zu diskriminieren. Eine sol- 
che Diskriminierung könnte unter anderem zur Folge 
haben, daß die Leistungen dem „unterhaltsberechtig- 
ten Ehepartner" gewährt werden. Mit diesem schein- 
bar neutralen Begriff ist in Wirklichkeit die Ehefrau 
gemeint, da die Ehefrau nur in seltensten Fällen für 
den Unterhalt ihres Mannes aufkommt. 


III. Ausdehnung des Grundsatzes der 

Gleichberechtigung auf Bereiche, in denen die 
Anwendung des Grundsatzes gemäß Artikel 7 
Abs. 1 Buchstaben a bis d der Richtlinie 
79/7/EWG und Artikel 9 Buchstabe a der 
Richtlinie 86/378/EWG ausgeschlossen oder 
aufgehoben werden konnte 

In den Artikeln 9 und 10 wird der Grundsatz der 
Gleichbehandlung auf eine Reihe von Bereichen aus- 
gedehnt, die die Mitgliedstaaten nach der Richtlinie 
79/7/EWG Artikel 7 vom Anwendungsbereich dieser 
Richtlinie ausschließen konnten. 


Artikel 9 

In diesem Artikel wird der Grundsatz der gleichen 
Altersgrenze für die Altersrente oder die Ruhestands- 
rente aufgestellt. Dieser Grundsatz, der bereits in 
mehreren Mitgliedstaaten (Dänemark, Frankreich, Ir- 
land, Niederlande und Spanien) für die gesetzliche 
Altersgrenze gilt, setzt voraus, daß die Bestimmungen 
zur Festsetzung eines besonderen Rentenalters für 
Frauen oder eventuell für bestimmte Gruppen von 
Frauen (verheiratete Frauen oder Mütter) in den ge- 
setzlichen bzw. betrieblichen Systemen aufgehoben 
werden. 

In Artikel 9 werden mehrere Möglichkeiten zur Ver- 
wirklichung dieses Zieles vorgeschlagen. 

Die erste Lösung sieht eine einheitliche Altersgrenze 
für Männer und Frauen vor. Da die Festsetzung dieser 
Altersgrenze für Arbeitnehmer eines bestimmten Ge- 
schlechts die Herabsetzung oder Anhebung des bis- 
her geltenden Rentenalters zur Folge haben könnte, 
schien es notwendig, denjenigen, die bereits ein be- 
stimmtes Alter nahe der Altersgrenze erreicht haben 
und den Status quo behalten wollen, einen vorüber- 
gehenden Schutz zu bieten. Außerdem wird eine 
schrittweise Anwendung vorgeschlagen, um den 
Übergang zu erleichtern. 

Bei der zweiten Lösung (Absatz 3) können die An- 
spruchsberechtigten innerhalb eines vorgeschriebe- 
nen Zeitraums ihr Rentenalter selber wählen („fle- 
xible Altersgrenze"). Die Voraussetzungen, insbeson- 
dere die Versicherungszeiten, müssen für beide Ge- 
schlechter dieselben sein. Zu bemerken ist, daß in 
bestimmten Rechtsvorschriften unabhängig vom Alter 
ein Versorgungsanspruch besteht, sofern eine vorge- 
schriebene Zahl von Versicherungsjahren nachge- 
wiesen wird. Auch diese Lösung, die als „beitragszeit- 
bezogene Rente" bezeichnet wird, stimmt voll mit 
dem Grundsatz der Gleichbehandlung überein. Sie 
beseitigt das Problem des Rentenalters vollkommen. 


Artikel 1 0 

Absatz 1 dieses Artikels entspricht Artikel 7 Buch- 
stabe b der Richtlinie 79/7/EWG. Künftig müssen alle 
unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminierungen 
bei Vergünstigungen oder Ansprüchen auf dem Ge- 
biet der Altersversicherung einschließlich der Zeit- 
räume der Beschäftigungsunterbrechung wegen Kin- 
dererziehung beseitigt werden. Damit auf unmittel- 
bare Diskriminierungen nicht mittelbare Diskriminie- 
rungen folgen, besteht in Absatz 2 die Lösung darin, 
künftig derartige Bestimmungen zu untersagen, so- 
fern die erworbenen Ansprüche des (unterhaltsbe- 
rechtigten) Ehegatten, der zum Zeitpunkt der Anwen- 
dung der Richtlinie keine eigenen Leistungsansprü- 
che erworben hat, nicht erhalten bleiben. 

Artikel 7 der Richtlinie 7 9/7 /EWG enthält auch einen 
Buchstaben e über die Auswirkungen einer aufgeho- 
benen Bestimmung. Auf diese Frage braucht nicht 
mehr eingegangen zu werden, da diese strittige Be- 
stimmung nicht mehr besteht. 
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Artikel 11 

In bestimmten einzelstaathchen Rechtsvorschriften 
wird der Anspruch auf Sozialleistungen aufgrund des 
Rechtsverhältnisses zwischen den Ehegatten auf den 
Ehegatten des Versicherten ausgedehnt. Diese An- 
sprüche werden im Gegensatz zu den eigenen An- 
sprüchen, die der Versicherte für sich selbst erwirbt, 
als abgeleitete Ansprüche bezeichnet. Der Grundsatz 
der Gleichbehandlung verlangt, daß abgeleitete An- 
sprüche ohne Unterschied aufgrund des Geschlechts 
gewährt werden. Es ist allerdings klar, daß durch die 
Auflösung der Ehe das Bestehen der abgeleiteten An- 
sprüche in Frage gestellt werden kann und daß infol- 
gedessen der soziale Schutz der Ehegatten durch eine 
Regelung eigener Ansprüche vor allem besser ge- 
währleistet ist. Artikel 11 soll den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit geben, die — insbesondere für Leistun- 
gen an hinterbliebene Ehepartner verbreitete — Re- 
gelung der abgeleiteten Ansprüche aufzuheben und 
den Geltungsbereich der eigenen Ansprüche auszu- 
dehnen. Diese Ausdehnung betrifft den in diesem Ar- 
tikel genannten individuell gewährleisteten Schutz 
bei Krankheit, im Alter und im Todesfälle. So wird 
u. a. im Falle des Ablebens des Ehegatten der An- 
spruch auf eine finanzielle Unterstützung während 
der Jahre bis zur Erreichung des Rentenalters und im 
Falle früher Verwitwung der Anspruch auf vorüberge- 
hende Sondermaßnahmen vorgeschlagen. 


Artikel 12 

Damit keine Unklarheiten entstehen, ist es zweckmä- 
ßig, in dieser Richtlinie den sachlichen Geltungsbe- 
reich der vorangehenden Bestimmungen festzulegen 
und so verstärkt zum Ausdruck zu bringen, daß hier- 
durch alle bereits bestehenden Bestimmungen für 
beide Arten der sozialen Sicherung ergänzt werden. 


Artikel 13 

In diesem Artikel ist vorgesehen, daß die Mitglied- 
staaten die notwendigen Maßnahmen zur Anwen- 
dung der Richtlinie treffen. Um jede Unklarheit oder 
Auslassung zu vermeiden und die Verpflichtungen 
der Mitgliedstaaten genau anzugeben, wird in diesem 
Artikel auf alle einschlägigen Bestimmungen der an- 
deren Richtlinien verwiesen. 

Somit werden folgende Grundsätze auf die unter 
diese Richtlinie fallenden Bereiche ausgedehnt: 

— „Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß die mit dem 
Grundsatz der Gleichbehandlung unvereinbaren 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften beseitigt 
werden“ (Artikel 5 der Richtlinie 79/7/EWG). 


— „Die Mitgliedstaaten erlassen die innerstaatlichen 
Vorschriften, die notwendig sind, damit jeder, der 
sich wegen Nichtanwendung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung für benachteihgt fühlt, nach et- 
waiger Befassung anderer zuständiger Stellen 
seine Rechte gerichtiich geltend machen kann“ 
(Artikel 6 der Richtiinie 79/7/EWG und Artikel 10 
der Richthnie 86/378/EWG). 

— „Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß 

a) dem Grundsatz der Gleichbehandlung entge- 
genstehende Bestimmungen in gesetzhch vor- 
geschriebenen Tarifverträgen, Betriebs Verein- 
barungen oder allen sonstigen Vereinbarungen 
über betriebhche Systeme nichtig sind, für nich- 
tig erklärt oder geändert werden können; 

b) betriebhche Systeme, die solche Bestimmungen 
enthalten, nicht durch Verwaltungsmaßnah- 
men genehmigt oder für allgemein verbindhch 
erklärt werden können“ (Artikel 7 der Richtli- 
nie 86/378/EWG). 

— „Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen 
Maßnahmen, um Arbeitnehmer gegen Entlassun- 
gen zu schützen, die der Arbeitgeber wegen einer 
innerbetrieblichen Beschwerde oder einer gericht- 
lichen Klage auf Wahrung des Gleichbehand- 
lungsgrundsatzes ausspricht“ (Artikel 11 der 
Richtlinie 86/378/EWG). 

In dem Artikel heißt es außerdem, daß die Richtlinie 
im Zusammenhang mit der Anwendung des Grund- 
satzes der Gleichbehandlung auf die Leistungen für 
hinterbhebene Ehegatten und die Festlegung des 
Rentenalters nicht für Anträge herangezogen werden 
kann, die vor dem Zeitpunkt ihrer Anwendung einge- 
reicht wurden. Hierdurch soll eine erneute Prüfung 
aller Rentenanträge mit rückwirkender Geltung ver- 
mieden werden. 


Artikel 14 

In diesem Artikel wird die Frist für die Anwendung 
der Richthnie auf drei Jahre nach ihrer Bekanntgabe 
festgelegt. 


Artikel 1 5 

In diesem Artikel wird festgelegt, daß die Kommission 
dem Rat über die Anwendung der Richtlinie berichten 
wird. 


Artikel 16 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur ergänzenden Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen bei den gesetzlichen und betrieblichen Systemen 
der sozialen Sicherheit 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN -- 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die 
Artikel 100 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission i), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 2), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 3), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 3 Abs. 2 der Richtlinie 79/7/EWG des 
Rates vom 19. Dezember 1978 zur schrittweisen Ver- 
wirkhchung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen im Bereich der sozialen Si- 
cherheit^) gilt diese Richtlinie nicht für Regelungen 
betreffend Leistungen für Hinterbliebene und nicht 
für Regelungen betreffend Familienleistungen, und 
nach ihrem Artikel 7 Abs. 1 steht sie dem Recht der 
Mitgliedstaaten, bestimmte genau bezeichnete Rege- 
lungen von ihrem Geltungsbereich auszuschließen, 
nicht entgegen. 

Die Richtlinie 86/378/EWG des Rates vom 24. Juli 
1986 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleich- 
behandlung von Männern und Frauen bei den be- 
trieblichen Systemen der sozialen Sicherheit 5) gilt ge- 
mäß ihrem Artikel 4 bei Selbständigen nur für eine 
begrenzte Zahl von Risiken. Nach deren Artikel 9 
können die Mitgliedstaaten die Anwendung des 
Grundsatzes für die Festsetzung des Rentenalters und 
für Hinterbliebenenrenten aufschieben. 

Der Rat hat am 24. Juli 1986 eine Entschließung zur 
Förderung der Chancengleichheit der Frauen®) ver- 
abschiedet, in der er insbesondere die Kernpunkte der 
Mitteilung der Kommission über ein neues mittelfristi- 
ges Programm „Chancengleichheit der Frauen 1986 
bis 1990" ^) unterstützt. In diesem Programm wird un- 
ter anderem erwogen, einen neuen Rechtsakt vorzu- 
schlagen, um in Bereichen, die noch nicht unter die 
bestehenden Rechtsakte fallen, die bereits geltenden 
Vorschriften im Hinblick auf eine schrittweise Indivi- 
dualisierung der Ansprüche zu ergänzen. 


1) ABI. Nr. C . . . 

2) ABI. Nr. C . . . 

3) ABI. Nr. C . . . 

4) ABI. Nr. L 6 vom 10. Januar 1979, S. 24. 

5) ABI. Nr. L 225 vom 12. August 1986, S. 40. 

6) ABI. Nr. C 203 vom 12. August 1986, S. 2. 
f) Beilage zum Bulletin der EG, 3/86. 


In seiner Entschheßung vom 22. Dezember 1986®) 
über ein Aktionsprogramm zur Förderung des Be- 
schäftigungswachstums unter II. 2, f bekräftigt der 
Rat seinen Wunsch, insbesondere mit der Durchfüh- 
rung des mittelfristigen Programms (1986 bis 1990) 
der Gemeinschaft eine größere Chancengleichheit für 
Frauen beim Zugang zum Arbeitsmarkt und bei den 
Beschäftigungsmöglichkeiten sicherzustellen. 

Nach Artikel 9 Buchstaben a und b der Richtlinie 
86/378/EWG sollen die darin zugelassenen Ausnah- 
men durch eine weitere Richtlinie aufgehoben wer- 
den. 

Der Gleichbehandlungsgrundsatz ist in den Berei- 
chen zu verwirklichen, in denen die Anwendung der 
Richthnien 79/7/EWG und 86/378/EWG ausgeschlos- 
sen ist oder ausgeschlossen bzw. verschoben werden 
kann, damit Diskriminierungen aufgrund des Ge- 
schlechts auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit voll- 
ständig beseitigt werden. Hierfür sind die Einzelhei- 
ten festzulegen. 

Die Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbe- 
handlung im Bereich der sozialen Sicherheit steht Be- 
stimmungen zum Schutz der Frau bei Mutterschaft 
nicht entgegen. 

Die Gleichbehandlung von männlichen und weibli- 
chen Arbeitnehmern ist eines der Ziele der Gemein- 
schaft, das insbesondere voraussetzt, daß die Gleich- 
stellung beim Schutz durch gesetzliche und betriebli- 
che Systeme der sozialen Sicherheit im Wege des 
Fortschritts gefördert wird. 

Unter den Mitteln, mit denen dieses Ziel erreicht wer- 
den kann, sind diejenigen auszuwählen, die die Indi- 
vidualisierung der Ansprüche fördern. 

Die Verwirklichung dieses Ziels muß mit Übergangs- 
bestimmungen verknüpft werden, die bestehende 
Ansprüche bestimmter Personengruppen schützen. 

Zwischen den gesetzlichen und betrieblichen Syste- 
men gibt es zahlreiche Wechselwirkungen, die in den 
Richtlinien 79/7/EWG und 86/378/EWG berücksich- 
tigt werden. Deshalb bedarf es eines einzigen Rechts- 
akts, der beide Bereiche gleichzeitig erfaßt — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Diese Richtlinie hat zum Ziel, auf den in Artikel 3 
genannten Gebieten die Verwirklichung des Grund- 
satzes der Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen im Bereich der sozialen Sicherheit gemäß Arti- 


3) ABI. Nr. C 340 vom 31. Dezember 1986, Punkt f, S. 4. 
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kel 4 der Richtlinie 79/7/EWG und Artikel 5 Abs. 1 der 
Richtlinie 86/378/EWG, im folgenden „Grundsatz der 
Gleichbehandlung" genannt, zu ergänzen. 

(2) Diese Richtlinie steht den Bestimmungen zum 
Schutz der Frau bei Mutterschaft nicht entgegen. 


Artikel 2 

Diese Richtlinie gilt für 

a) die Erwerbsbevölkerung (einschließlich Selbstän- 
digen, Arbeitnehmern, deren Erwerbstätigkeit 
durch Krankheit, Mutterschaft, Unfall oder unver- 
schuldete Arbeitslosigkeit unterbrochen ist, und 
Arbeitsuchenden) ; 

b) im Ruhestand befindliche Arbeitnehmer; 

c) arbeitsunfähige Arbeitnehmer und 

d) Familienangehörige, Hinterbliebene und sonstige 
Personen, für welche die unter a), b) und c) ge- 
nannten Personen unterhaltspflichtig sind, wobei 
diese Personengruppen sich nach dem innerstaat- 
lichen Recht der Mitgliedstaaten bestimmen. 


Artikel 3 

Unter den in dieser Richtlinie festgelegten Voraus- 
setzungen wird die Geltung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung ausgedehnt auf 

a) die Bestimmungen der gesetzlichen Systeme über 
die Leistungen für Hinterbliebene und die Fami- 
lienleistungen; 

b) die entsprechenden Bestimmungen der betriebli- 
chen Systeme einschließhch derjenigen über Fa- 
milienleistungen in betrieblichen Systemen für 
selbständig Erwerbstätige; 

c) die Bereiche, in denen die Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung aufgrund von 

(i) Artikel 7 Abs. 1 Buchstaben a bis d der Richtli- 
nie 79/7/EWG oder 

(ii) Artikel 9 Buchstabe a der Richtlinie 86/378/ 
EWG 

ausgeschlossen oder auf geschoben werden kann; 

d) die Bestimmungen über Sozialhilfe, sofern diese 
die Leistungen nach a) oder c) (i) ergänzen oder 
ersetzen. 


1. Leistungen für Hinterbliebene 

Leistungen für den überlebenden Ehegatten 
Artikel 4 

Der Grundsatz der Gleichbehandlung bedeutet bei 
Leistungen für den überlebenden Ehegatten das Feh- 
len jeder Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, 
und zwar 


a) die Anerkennung eines Anspruchs von Witwern 
auf Renten und sonstige Leistungen unter densel- 
ben Voraussetzungen wie für Witwen oder 

b) den Ersatz der Leistungen für Witwen durch die 
Schaffung oder Ausdehnung eines Systems eige- 
ner Ansprüche des überlebenden Ehegatten unge- 
achtet seines Geschlechts. 


Leistungen für Waisen 

Artikel 5 

Der Grundsatz der Gleichbehandlung bedeutet bei 
Leistungen für Waisen das Fehlen jeder Diskriminie- 
rung aufgrund des Geschlechts 

a) des verstorbenen Elternteils oder 

b) der Waise. 


Leistungen für sonstige Hinterbliebene 
Artikel 6 

Der Grundsatz der Gleichbehandlung bei Leistun- 
gen für sonstige Hinterbliebene bedeutet das Fehlen 
jeder unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminie- 
rung aufgrund des Geschlechts 

a) des Verstorbenen oder 

b) des Hinterbliebenen. 


IL Familienleistungen 

Kindergeld und Geburts- oder Adoptionsbeihilfen 
Artikel 7 

(1) Der Grundsatz der Gleichbehandlung bedeutet 
das Fehlen jeder Diskriminierung aufgrund des Ge- 
schlechts 

a) beim Kindergeld und 

b) bei Leistungen, die Eltern bei der Erfüllung ihrer 
elterlichen PfUchten unterstützen sollen. 

(2) Der somit in diesem Bereich ergänzte Grundsatz 
der Gleichbehandlung gilt sowohl für die leiblichen 
Eltern als auch für alle anderen Personen, die das Sor- 
gerecht für ein Kind haben und daher die (mit diesem 
Grundsatz nicht unvereinbaren) Voraussetzungen für 
die Gewährung der Leistungen im Sinne von Absatz 1 
erfüllen. 

(3) Sofern die gesetzlichen Bestimmungen keine 
Teilung des Anspruchs zwischen den Eltern vor- 
schreiben, werden die Leistungen ohne jede Diskrimi- 
nierung an einen Elternteil gezahlt: 

— Leben die Eltern zusammen, so werden die Lei- 
stungen nur dann an die Mutter gezahlt, wenn die 
Eltern sich nicht für einen Elternteil als Leistungs- 
empfänger entschieden haben; 
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— sind die Eltern geschieden oder leben sie getrennt, 
so werden die Leistungen dem Elternteil gezahlt, 
der das Sorqerecht für das Kind tatsächlich aus- 
übt. 


Leistungen für unterhaltsberechtigte Erwachsene 
Artikel 8 

Der Grundsatz der Gleichbehandlung bei Leistun- 
gen für einen unterhaltsberechtigten Erwachsenen 
bedeutet das Fehlen jeder Diskriminierung aufgrund 
des Geschlechts 

a) des unterhaltsberechtigten Erwachsenen; 

b) des Unterhaltspflichtigen. 


III. Ausdehnung der Geltung des Grundsatzes der 
Gleichberechtigung auf Bereiche, in denen die 
Anwendung des Grundsatzes gemäß Artikel 7 
Abs. 1 Buchstaben a bis d der Richtlinie 
79/7/EWG und Artikel 9 a der Richtlinie 
86/378/EWG ausgeschlossen oder aufgehoben 
werden konnte 

Rentenalter 

Artikel 9 

(1) Unbeschadet der Übergangsbestimmungen 
nach Absatz 2 dieses Artikels und nach Artikel 10 
muß bei der Festsetzung des Rentenalters für die Ge- 
währung einer Altersrente oder Ruhestandsrente für 
beide Geschlechter die gleiche Altersgrenze festge- 
legt werden. 

(2) Hat die Festsetzung einer gleichen Altersgrenze 
für die Gewährung einer Ruhestandsrente für Arbeit- 
nehmer eines bestimmten Geschlechts die Herabset- 
zung oder Anhebung des Rentenalters zur Folge, so 
muß diese Änderung schrittweise durchgeführt und 
Arbeitnehmern, die bereits das vorgeschriebene Alter 
erreicht haben, vorübergehend das Recht eingeräumt 
werden, auf Wunsch ihre Rente ab der bisherigen 
Altersgrenze zu beantragen. 

(3) Bei gesetzlichen oder betrieblichen Regelungen, 
die hierfür keine genaue Altersgrenze kennen, wird 
dem Grundsatz der Gleichbehandlung entsprochen, 
wenn 

a) innerhalb der festgelegten Grenzen die Wahl des 
Zeitpunkts den Begünstigten überlassen bleibt, 
welche die für beide Geschlechter gleichen Vor- 
aussetzungen erfüllen, oder 

b) der Anspruch auf eine Altersrente oder eine son- 
stige Leistimg ausschließhch von der Zurückle- 
gung einer für beide Geschlechter gleich großen 
Zahl von Versicherungsjahren abhängt. 


Artikel 10 

(1) Jeghche Diskriminierung im Zusammenhang 
mit Vergünstigungen, die Personen, welche Kinder 
aufgezogen haben, auf dem Gebiet der Altersversi- 
cherung gewährt werden, und im Zusammenhang mit 
dem Erwerb von Ansprüchen auf Leistungen im An- 
schluß an Zeiträume der Beschäftigungsunterbre- 
chung wegen Kindererziehung muß beseitigt werden, 
wenn diese Personen ihre Tätigkeit zu diesem Zweck 
tatsächhch unterbrochen haben. 

(2) Ansprüche auf Leistungen wegen Alter oder In- 
validität aufgrund abgeleiteter Ansprüche des Ehe- 
gatten sowie Zuschläge zu langfristigen Leistungen 
wegen Invalidität, Alter, Arbeitsunfall oder Berufs- 
krankheit für den unterhaltsberechtigten Ehegatten 
dürfen nur Ehefrauen gewährt werden, die zum Zeit- 
punkt der Anwendung dieser Richtlinie keine eige- 
nen Ansprüche auf diese Leistungen erworben ha- 
ben. 


Allgemeine und Schlußbestimmungen 
Artikel 11 

Diese Richthnie steht nicht dem Recht der Mitghed- 
staaten entgegen, eine Regelung abgeleiteter An- 
sprüche bei der dem Ehegatten eines Versicherten 
aufgrund seines Rechtsverhältnisses zu diesem der 
Anspruch auf Sozialleistungen entsprechend den 
Richtlinien 79/7/EWG und 86/378/EWG und dieser 
Richthnie gewährt wird, durch eine Regelung eigener 
Ansprüche zu ersetzen, bei der jedem Leistungsemp- 
fänger der persönüche Anspruch auf folgende Lei- 
stungen zuerkannt wird: 

— bei Krankheit die medizinische Versorgung; 

— im Alter der Anspruch auf volles Altersruhegeld; 

— beim Ableben eines Ehegatten der Anspruch des 
Hinterbhebenen auf eine finanzielle Unterstüt- 
zung aus Gründen der Gesundheit oder der sozia- 
len Lage während der Jahre bis zur Erreichung des 
Rentenalters und der Anspruch auf vorüberge- 
hende Maßnahmen bei früher Verwitwung und 
gleichzeitigen Unterhaltsverpflichtungen für ein 
oder mehrere Kinder. 


Artikel 12 

Unbeschadet der Anwendung von Artikel 9 Abs. 2 
und Artikel 10 Abs. 2 dieser Richthnie gelten die 
Richthnien 79/7/EWG und 86/378/EWG auf dem in 
dieser Richthnie geregelten Gebiet ab dem Zeitpunkt: 
hier Anwendung mit folgenden Änderungen: 

a) in der Richthnie 79/7/EWG werden 

(i) Artikel 3 Abs. 2 und 

(ii) in Artikel 7 Abs. 1 die Buchstaben ab a bis d 
aufgehoben. 
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b) In Artikel 9 der Richtlinie 86/378/EWG werden die 
Buchstaben a und b aufgehoben. 


Artikel 13 

1. Die Artikel 5 und 6 der Richtlinie 79/7/EWG und 
die Artikel 7, 10 und 11 der Richtlinie 86/378/EWG 
gelten für die unter diese Richtlinie fallenden Be- 
reiche. 

2. Die Richtlinie kann im Zusammenhang mit der An- 
wendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
auf die Leistungen für den hinterblieb enen Ehegat- 
ten oder die Festsetzung des Rentenalters nicht für 
Anträge herangezogen werden, die vor dem Zeit- 
punkt ihrer Umsetzung eingereicht wurden. 


Artikel 14 

1. Vorbehaltlich der Artikel 8 und 9 Buchstabe c der 
Richtlinie 86/378/EWG erlassen die Mitgliedstaa- 
ten die erforderlichen Rechts- und Verwaltungs- 


vorschriften, um dieser Richtlinie spätestens drei 
Jahre nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen. Sie 
setzen die Kommission unverzüglich davon in 
Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
mit, die sie im Anwendungsbereich dieser Richtli- 
nie erlassen. 


Artikel 15 

Binnen vier Jahren nach Bekanntgabe dieser Richt- 
linie übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission 
alle zweckdienlichen Angaben, damit diese für den 
Rat einen Bericht über die Anwendung dieser Richtli- 
nie erstellen kann. 


Artikel 16 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 
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Fiche d’impact sur la compötitivitö et L’emploi 


I. Quelle est la justification prindpale de la me- 
sure? 

Achevement de la mise en oeuvre progressive du 
principe de l'egalite de traitement entre hommes 
et femmes en matiere de securite sociale (Troisiä- 
me Directive dans ce domaine). 

II. Quelles sont les obligations imposees directement 
aux entreprises? 

Aucune. 

III. Quelles sont les obligations susceptibles d'etre 
imposees indirectement aux entreprises via les 
autorites locales? 

Aucune, 

IV. Y a-t-il des mesures speciales pour les PME? 
Non. 

V.Quel est 1' eff et previsible? 

— sur la competitivite des entreprises? 

Les effets seront f onction des choix faits par les 
Etats membres en matiere de financement de 


la securite sociale, Si les charges pour l'^cono- 
mie qui r^sulteront de la mise en oeuvre de 
cette directive (notamment egalisation de Tage 
de la retraite pour les hommes et pour les fem- 
mes) ätaient 6galement mises sous forme 
d'augmentation des cotisations ou d'impots in- 
directs — ä la Charge de toutes les entrepri- 
ses — il y aurait des cons4quences pour les 
petites et moyennes entreprises — ä forte in- 
tensite de main d' oeuvre — sauf si des mesures 
sp^dfiques d' allegement ätaient adoptees 
pour ce type d' entreprises. 

— sur l'emploi? 

La Directive laisse une marge de manoeuvre 
aux Etats membres. La reponse pr4c4dant 
reste valable pour Tessentiel. 

VI. Les partenaires sodaux ont-ils ete consultes? 

Oui, dans le cadre du Comit4 consultatif pour 

l'egalite de chances entre hommes et femmes. 

— avis des partenaires sociaux? 

Favorable. 
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Bericht des Abgeordneten Fuchtel 


I. 

Die Vorlage wurde mit Drucksache 11/1526 Nr. 3.3 
vom 11. Dezember 1987 gemäß § 93 GO dem Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung zur federführen- 
den Beratung und dem Ausschuß für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit zur Mitberatung überwie- 
sen. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit empfahl in seiner Stellungnahme vom 
13. April 1988, sich die Stellungnahme des Bimdesra- 
tes in dessen Beschluß vom 18. März 1988 (BR-Druck- 
sache 507/87) zu eigen zu machen. 

ln seiner 76. Sitzung am 22. Februar 1989 hat der Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung die Beratung auf- 
genommen und abgeschlossen. Dabei ist er dem Vo- 
tum des mitberatenden Ausschusses gefolgt. 


II. 

In den früheren Richtlinien des Rates vom 19. De- 
zember 1978 und 24. Juli 1986 (79/7/EWG und 
86/378/EWG) wurden einige Bereiche vom Gebot der 
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehand- 
lung ausgenommen. Mit dem vorliegenden Richtli- 
nienentwurf wird beabsichtigt, die noch ausstehen- 
den Bereiche abschheßend in die Gleichbehandlung 
einzubeziehen. Dabei handelt es sich um gesetzhche 
und betriebliche Leistungen für Hinterbliebene (über- 
lebende Ehegatten, Waisen und sonstige Hinterblie- 
bene) sowie bestimmte Familienleistungen (Kinder- 
geld und Geburts- und Adoptionsbeihilfen), die ge- 
mäß Artikel 3 Abs. 2 der Richtlinie vom 19. Dezember 
1978 und Artikel 9 der Richtlinie vom 24. Juli 1986 
nicht unter deren Anwendungsbereich fallen. 

Neben dem Anliegen, die Gleichbehandlung zu ver- 
wirkhchen, enthält der Entwurf die Tendenz der Indi- 


Bonn, den 14. Juni 1989 


viduahsierung von Ansprüchen, d. h. abgeleitete So- 
zialleistungsansprüche sollen durch eigene Ansprü- 
che ersetzt werden. 


III. 

Bei seinen Beratungen schloß sich der Ausschuß dem 
Beschluß des Bundesrates vom 18. März 1988 vollin- 
haltlich an. Danach soll der Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 28. Januar 1987 zum Ren- 
tenversicherungsrecht (IBvR 455/82) Rechmmg ge- 
tragen werden. Anläßlich dieser Entscheidung wurde 
die bisherige Rechtsprechung zu Artikel 3 Abs. 2 GG 
dahin gehend fortentwickelt, daß der Gesetzgeber zu 
einer Ungleichbehandlung befugt ist, wenn er einen 
sozialstaatlich motivierten typisierenden Ausgleich 
von Nachteilen anordnet, die ihrerseits auch auf bio- 
logische Unterschiede zurückgehen. In solchen Fällen 
liegt nach Auffassung des Gerichts keine Ungleichbe- 
handlung „wegen des Geschlechts" vor. Diese Hand- 
lungsmöghchkeit soll dem deutschen Recht auch wei- 
terhin erhalten bleiben, solange dies zur Kompensa- 
tion von Nachteilen erforderlich ist, die Frauen in den 
Systemen der sozialen Sicherheit entstehen. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
meldeten hinsichtlich der Tendenz zur Individualisie- 
rung von Rentenansprüchen Bedenken an. Die Um- 
wandlung von abgeleiteten Ansprüchen in eigene 
Ansprüche durch Abstriche bei den eigentlich An- 
spruchsberechtigten entspreche nicht ihren Vorstel- 
lungen. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD begrüßten vom 
Grundsatz her die Tendenz zur Individualisierung. 
Gleichwohl müßten aufgrund der bisherigen Berufs- 
verläufe und der historischen Entwicklung die abge- 
leiteten Ansprüche erhalten bleiben. 


Fuchtel 

Berichterstatter 
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